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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
4. Juni 2014 
 

 

 

 

Az: B 14 AS 30/13 R 
 
L 7 AS 1911/12 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 23 AS 2830/10 (SG Detmold) 
 
 
 
……………………., 
 
 
 Kläger und Revisionsbeklagter, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Arbeitplus Bielefeld, 
Willy-Brandt-Platz 2, 33602 Bielefeld, 
 
 Beklagter und Revisionskläger. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 4. Juni 2014 

durch den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r   als Vorsitzenden, den Richter   Dr.  S c h ü t z e   und 

die Richterin   H a n n a p p e l    sowie die ehrenamtlichen Richter   Dr.  O m a g b e m i    und   

S c h m i t z   

für Recht erkannt: 

 

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen 

vom 21. März 2013 wird zurückgewiesen.  

 

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt höhere Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Sozial-

gesetzbuch Zweites Buch (SGB II) unter Berücksichtigung eines Mehrbedarfs wegen Ausübung 

des Umgangsrechts mit seiner am        2006 geborenen Tochter für den hier streitigen Zeitraum 

vom 1.7. bis zum 30.11.2010.  

 

Das beklagte Jobcenter bewilligte dem alleinstehenden Kläger mit Bescheid vom 27.4.2010 für 

die Zeit vom 1.7.2010 bis zum 30.11.2010 Leistungen in Höhe von monatlich 696 Euro 

(359 Euro Regelleistung - jetzt Regelbedarf - plus tatsächliche Aufwendungen für Unterkunft und 

Heizung in Höhe von 337 Euro). In der Zeit vom 20.7. bis Ende September 2010 übte der Kläger 

eine geringfügige Beschäftigung aus, der Aushilfslohn betrug nach den Abrechnungen von 

August und September 2010 jeweils 31,50 Euro, nach der Abrechnung von Oktober 2010 

112,10 Euro.  

 

Nachdem das Sozialamt der Stadt Bielefeld zum 30.6.2010 die bisher dem Kläger erbrachten 

Zahlungen zur Ausübung des Umgangsrechts mit seiner Tochter eingestellt hatte, beantragte 

der Kläger am 8.7.2010 bei dem Beklagten einen "laufenden, nicht vermeidbaren, besonderen 

Bedarf zur Ausübung des Umgangsrechts". Das Umgangsrecht stand ihm ua auch in der streit-

gegenständlichen Zeit regelmäßig alle zwei Wochen samstags von 12.00 Uhr bis 17.00 Uhr zu. 

Er holte seine Tochter um 12.00 Uhr bei der Mutter ab und brachte sie um 17.00 Uhr wieder 

dorthin zurück. Für die Wegstrecke nutzte er seinen eigenen Pkw, die einfache Fahrtstrecke 

betrug ca 17 km.  

 

Mit Bescheid ebenfalls vom 8.7.2010 lehnte der Beklagte den Antrag ab, weil die begehrte mo-

natliche Zahlung unter 10 % der Regelleistung liege. Die Entfernung zum Wohnort der Tochter 

betrage 17 km und bei zweimaliger Hin- und Rückfahrt pro Umgangstag ergäben sich, aus-

gehend von einer Pauschale von 0,20 Euro je Entfernungskilometer, nur 13,60 Euro im Monat. 

Der Kläger sei vorrangig darauf zu verweisen, seinen höheren Bedarf in einem Lebensbereich 

durch geringere Ausgaben in einem anderen Lebensbereich auszugleichen. Im Übrigen sei ihm 

die Bestreitung der nicht übernommenen Kosten aus dem zur Verfügung stehenden Einkommen 

zumutbar. Der dagegen gerichtete Widerspruch ist ohne Erfolg geblieben (Widerspruchs-

bescheid vom 25.11.2010).  

 

Das Sozialgericht (SG) hat den Beklagten unter Änderung der genannten Bescheide verurteilt, 

dem Kläger zur Ausübung des Umgangsrechts weitere 27,20 Euro monatlich zu gewähren und 

eine Wegstreckenentschädigung von 0,20 Euro je Kilometer nach dem Bundesreisekosten-

gesetz (BRKG) zugrunde gelegt (Urteil vom 23.2.2012). Das Landessozialgericht (LSG) hat 

nach deren Zulassung die Berufung des Beklagten zurückgewiesen (Urteil vom 21.3.2013). Aus 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

- 4 - 

der Regelung über die Rückzahlung von Darlehen sei keine allgemeine Bagatellgrenze in Höhe 

von 10 % der Regelleistung ableitbar. Der Kläger könne auch weder auf seinen im streitigen 

Zeitraum erzielten Nebenverdienst verwiesen werden, noch sei ihm wegen der Zeitdauer seines 

Umgangsrechts die Inanspruchnahme öffentlicher Verkehrsmittel zumutbar.  

 

Dagegen wendet sich der Beklagte mit seiner vom LSG zugelassenen Revision. Er rügt die feh-

lerhafte Auslegung von § 21 Abs 6 SGB II durch das LSG. Der Bedarf des Klägers für die Aus-

übung des Umgangsrechts mit seiner Tochter sei nicht unabweisbar, denn bei diesem Tat-

bestandsmerkmal sei eine Bagatellgrenze in Höhe von 10 % der maßgeblichen Regelleistung zu 

berücksichtigen. Diese Grenze von 10 % ergebe sich aus der Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) vom 9.2.2010, in der davon ausgegangen werde, dass von Hilfebedürfti-

gen erwartet werden könne, dass sie diese Teile des Regelbedarfs ansparen. Auch der Gesetz-

geber gehe davon aus, dass eine 10 %ige Reduzierung der Regelleistung möglich sei, was das 

BVerfG nicht beanstandet habe. Dem stehe auch nicht die Rechtsprechung des Bundessozial-

gerichts (BSG) entgegen, denn dieses habe speziell zu der Regelung von § 21 Abs 6 SGB II 

noch nicht Stellung genommen, sondern habe im Rahmen einer Entscheidung über einen Hy-

gienemehrbedarf noch auf § 73 Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) abgestellt.  

 

Der Beklagte beantragt,  

die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 21. März 2013 und des 

Sozialgerichts Detmold vom 23. Februar 2012 aufzuheben und die Klage abzuweisen.  

 

Der Kläger beantragt,  

die Revision zurückzuweisen.  

 

Er hält die Ausführungen des SG und des LSG für zutreffend.  

 

 

II 

 

Die zulässige Revision des Beklagten (§ 160 Abs 1, § 164 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) ist un-

begründet (§ 170 Abs 1 Satz 1 SGG). Das LSG hat zu Recht die Berufung des Beklagten zu-

rückgewiesen, denn die Ablehnung der Gewährung eines Mehrbedarfs nach § 21 Abs 6 SGB II 

im Rahmen der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II war rechts-

widrig.  

 

1. Gegenstand des Verfahrens sind neben den Urteilen des LSG und des SG der Bescheid vom 

8.7.2010 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 25.11.2010, mit dem der Beklagte es ab-

gelehnt hat, dem Kläger unter Aufhebung des Bescheids vom 27.4.2010 den zusätzlich zur Re-

gelleistung (jetzt Regelbedarf) geltend gemachten Mehrbedarf für die Ausübung des Umgangs-

rechts zu gewähren. Der Bescheid vom 8.7.2010 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 
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25.11.2010 lässt zwar keine ausdrückliche Bezugnahme auf einen bestimmten Bewilligungs-

abschnitt erkennen, die Auslegung des Bescheids aus der maßgeblichen Sicht eines verständi-

gen Beteiligten lässt aber allein den Schluss zu, dass der Beklagte die rechtlich einzig zulässige 

Regelung treffen wollte, über höhere Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts unter Be-

rücksichtigung des geltend gemachten Mehrbedarfs nur für solche Bewilligungsabschnitte zu 

entscheiden, die im Zeitpunkt der Behördenentscheidung in der Vergangenheit bzw der Gegen-

wart lagen und keine abschließende Entscheidung für die Zukunft treffen wollte (so bereits BSG 

Urteile vom 24.2.2011 - B 14 AS 49/10 R - SozR 4-4200 § 21 Nr 10 RdNr 14; vom 

26.5.2011 - B 14 AS 146/10 R - BSGE 108, 235 = SozR 4-4200 § 20 Nr 13 RdNr 15).  

 

2. Die Vorinstanzen sind insofern zutreffend davon ausgegangen, dass der Kläger mit seiner 

zulässigen Anfechtungs- und Leistungsklage (§ 54 Abs 1 und 4 SGG) höhere Leistungen zur 

Sicherung des Lebensunterhalts unter Berücksichtigung eines Mehrbedarfs wegen Ausübung 

des Umgangsrechts begehrt, denn die Gewährung eines Mehrbedarfs kann nicht in zulässiger 

Weise zum isolierten Streitgegenstand eines gerichtlichen Verfahrens gemacht werden (stRspr, 

siehe nur BSG Urteil vom 24.2.2011 - B 14 AS 49/10 R - SozR 4-4200 § 21 Nr 10 RdNr 13; Ur-

teil vom 26.5.2011 - B 14 AS 146/10 R - BSGE 108, 235 = SozR 4-4200 § 20 Nr 13, RdNr 14). 

Von Amts wegen zu beachtende Verfahrensmängel stehen einer Sachentscheidung nicht ent-

gegen. Die Berufung gegen das Urteil des SG ist zulässig, ohne dass es auf die Beschwerde-

summe ankommt (§§ 143, 144 Abs 1 Satz 1 SGG), denn das LSG hat auf die Nichtzulassungs-

beschwerde des Beklagten hin die Berufung mit Beschluss vom 26.9.2012 wegen grundsätz-

licher Bedeutung zugelassen.  

 

3. Ebenfalls zutreffend sind die Vorinstanzen davon ausgegangen, dass der Bescheid vom 

27.4.2010 unter dem Blickwinkel des § 44 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) zu ändern 

ist (vgl dazu BSG Urteil vom 14.2.2013 - B 14 AS 48/12 R - SozR 4-4200 § 21 Nr 15 RdNr 10). 

§ 44 Abs 1 SGB X, wonach ein Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, 

mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen werden kann, wenn sich im Einzelfall 

ergibt, dass bei Erlass des Verwaltungsakts das Recht unrichtig angewandt oder von einem 

Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und deshalb Sozialleistun-

gen zu Unrecht nicht erbracht worden sind, ist vorliegend einschlägig. Es liegt kein Fall des § 48 

SGB X wegen des Wegfalls der Zahlungen des Sozialamts und der Antragstellung des Klägers 

beim Beklagten am 8.7.2010 vor, denn insofern handelt es sich nicht um eine Änderung in den 

tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen während des Bewilligungsabschnitts, vielmehr ist 

der Bescheid vom 27.4.2010 in der Sache von Anfang an rechtswidrig gewesen. Da es sich bei 

dem Mehrbedarf um eine laufende Leistung zur Sicherung des Lebensunterhalts handelt, 

musste dieser grundsätzlich nicht besonders beantragt werden (vgl nur Urteil des Senats vom 

6.5.2010 - B 14 AS 3/09 R - SozR 4-4200 § 28 Nr 3 RdNr 14 mwN).  

 

a) Der Kläger hatte bereits im Zeitpunkt der Entscheidung des Beklagten am 27.4.2010 für den 

hier streitbefangenen Leistungszeitraum einen Anspruch gegen das beklagte Jobcenter auf den 
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geltend gemachten Mehrbedarf dem Grunde nach, nachdem das BVerfG es mit Urteil vom 

9.2.2010 (1 BvL 1/09, 3/09 und 4/09 - BVerfGE 125, 175 = SozR 4-4200 § 20 Nr 12) als mit dem 

Grundgesetz unvereinbar angesehen hat, dass für einen atypischen Bedarf außerhalb der 

Regelleistung des § 20 SGB II und bestimmter zusätzlicher Hilfen das SGB II keinen Anspruch 

des Hilfebedürftigen auf einen besonderen, laufenden, nicht nur einmaligen und unabweisbaren 

Bedarf vorsieht, der zur Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums jedoch 

zwingend zu decken ist. Da Urteile des BVerfG gemäß § 31 Abs 2 Bundesverfassungsgerichts-

gesetz (BVerfGG) iVm § 13 Nr 8a BVerfGG bindend sind und in Gesetzeskraft erwachsen (s 

dazu Pieroth in Jarass/Pieroth, GG, 12. Aufl 2012, Art 93 RdNr 65), hatte der Kläger bereits am 

27.4.2010 dem Grunde nach einen Anspruch auf Mehrbedarf gegen den Beklagten. Dem stand 

nicht entgegen, dass der Bedarf bis dahin von einem zu diesem Zeitpunkt unzuständigen Trä-

ger, nämlich der Stadt Bielefeld als Sozialhilfeträger, gedeckt worden ist. Ebenso ohne Bedeu-

tung ist, dass der Beklagte von dem Bedarf keine Kenntnis hatte, weil es für den Beurteilungs-

zeitpunkt bezüglich der Frage, ob ein Verwaltungsakt wegen anfänglicher Rechtswidrigkeit zu-

rückzunehmen ist, nicht auf den Stand der Erkenntnis bei Erlass des Verwaltungsakts, sondern 

im Zeitpunkt seiner Überprüfung ankommt und somit eine rückschauende Betrachtungsweise im 

Lichte einer eventuell geläuterten Rechtsauffassung zu der bei Erlass des zu überprüfenden 

Verwaltungsakts geltenden Sach- und Rechtslage zugrunde zu legen ist (vgl nur Schütze in von 

Wulffen/Schütze, SGB X, 8. Aufl 2014, § 44 RdNr 10 mwN).  

 

b) Die weitere Voraussetzung, dass Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht worden sind, ist 

ebenfalls gegeben. Der Kläger erfüllte nach den Feststellungen des LSG in dem streitigen Zeit-

raum die Anspruchsvoraussetzungen des § 7 Abs 1 Satz 1 SGB II hinsichtlich des Alters, der 

Erwerbsfähigkeit und des gewöhnlichen Aufenthalts. Im Übrigen ist er hilfebedürftig gewesen 

und hatte in der Zeit vom 1.7. bis zum 30.11.2010 einen Anspruch auf die Regelleistung in Höhe 

von damals 359 Euro gemäß § 20 Abs 2 Satz 1 SGB II in der seinerzeit gültigen Fassung sowie 

auf Leistungen für Bedarfe für Unterkunft und Heizung in Höhe von insgesamt 337 Euro gemäß 

§ 22 Abs 1 SGB II.  

 

Daneben stand ihm ein Anspruch auf Leistungen für Fahrtkosten zur Ausübung des Umgangs-

rechts zu. Dass Eltern im Rahmen des Arbeitslosengelds II (Alg II) grundsätzlich Anspruch auf 

einen Mehrbedarf wegen der Kosten des Umgangsrechts mit von ihnen getrennt lebenden Kin-

dern haben, ergibt sich aus dem Urteil des BVerfG vom 9.2.2010 (1 BvL 1/09 ua - BVerfGE 125, 

175 = SozR 4-4200 § 20 Nr 12) und dem daraufhin durch Gesetz vom 27.5.2010 (BGBl I 671) 

geschaffenen § 21 Abs 6 SGB II, bei dem der Gesetzgeber ua auch speziell die Kosten zur 

Wahrnehmung des Umgangsrechts bei getrennt lebenden Eltern als Anwendungsfall der 

Härtefallklausel des § 21 Abs 6 SGB II vor Augen hatte (BT-Drucks 17/1465, S 9).  

 

4. Nach § 21 Abs 6 SGB II in der hier maßgeblichen Fassung vom 27.5.2010 erhalten erwerbs-

fähige Hilfebedürftige (jetzt: Leistungsberechtigte) einen Mehrbedarf, soweit im Einzelfall ein 

unabweisbarer, laufender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf besteht (dazu a.). Der Mehr-
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bedarf ist unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch die Zuwendungen Dritter sowie unter 

Berücksichtigung von Einsparmöglichkeiten der Hilfebedürftigen (Leistungsberechtigten) ge-

deckt ist (dazu b.) und seiner Höhe nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf ab-

weicht (dazu c.).  

 

Die genannten Tatbestandsmerkmale sind hinsichtlich der Kosten zur Ausübung des Umgangs-

rechts erfüllt. Dem Kläger stehen zumindest Fahrtkosten in Höhe von 27,20 Euro pro Monat als 

Mehrbedarf nach § 21 Abs 6 SGB II zu.  

 

a) Es handelt sich zunächst um einen laufenden Mehrbedarf im Einzelfall, weil die Bedarfslage 

eine andere ist, als sie bei typischen Empfängern von Grundsicherungsleistungen vorliegt. Es ist 

insofern ein Mehrbedarf im Verhältnis zum "normalen" Regelbedarf gegeben, anders als der 

Einzelfall in § 23 Abs 1 SGB II alte Fassung (aF) bzw in § 24 Abs 1 SGB II in der seit 1.1.2011 

gültigen Fassung, der für alle SGB II-Empfänger gleichermaßen gilt, die einen zum Regelbedarf 

gehörenden Bedarf ausnahmsweise nicht decken können. 

 

Bei den Fahrtkosten zur Ausübung des Umgangsrechts handelt es sich ungeachtet der Tat-

sache, dass im Regelbedarf ein Anteil für Fahrtkosten enthalten ist, um einen besonderen Be-

darf, weil er nicht nur die üblichen Fahrten im Alltag betrifft, sondern eine spezielle Situation 

darstellt, weil die Aufrechterhaltung des Umgangs mit einem Kind mit überdurchschnittlichen 

Schwierigkeiten verbunden ist, wenn die Wohnorte aufgrund der Trennung der Eltern weiter 

entfernt voneinander liegen (BSG Urteil vom 7.11.2006 - B 7b AS 14/06 R - BSGE 97, 242 

= SozR 4-4200 § 20 Nr 1, RdNr 22).  

 

Es handelt sich vorliegend auch um einen regelmäßig wiederkehrenden, dauerhaften, länger-

fristigen Bedarf (dazu eingehend S. Knickrehm/Hahn in Eicher, SGB II, 3. Aufl 2013, § 21 

RdNr 67 und 68; zur Frage, ob der Mehrbedarf regelmäßig und in kürzeren Abständen auftreten 

muss, siehe auch von Boetticher/Münder in LPK-SGB II, 5. Aufl 2013, § 21 RdNr 42). Durch die 

regelmäßige Ausübung des Umgangsrechts - hier alle zwei Wochen an einem Sams-

tag - entsteht der besondere Bedarf laufend, wobei die Einzelfallbetrachtung mit dem Ziel ab-

zuwägen, ob die Fahrtkosten zur Abholung des Kindes erforderlich sind oder ob sie im Hinblick 

auf das Alter und den Entwicklungsstand des Kindes nicht (mehr) in Frage kommen (vgl BSG 

Urteil vom 7.11.2006 - B 7b AS 14/06 R - BSGE 97, 242 = SozR 4-4200 § 20 Nr 1; 

S. Knickrehm/Hahn in Eicher, SGB II, 3. Aufl 2013, § 21 RdNr 73) ergibt, dass der besondere 

Bedarf zunächst auf unabsehbare Zeit entstehen wird, weil bei einem im streitigen Zeitraum 

vierjährigen Kind nicht vorhergesagt werden kann, wann es in der Lage sein wird, die Weg-

strecke eigenständig zu bewältigen.  

 

b) Der Mehrbedarf für die Ausübung des Umgangsrechts ist vorliegend auch unabweisbar. Das 

Merkmal der Unabweisbarkeit wird auch in anderen Zusammenhängen verwendet (§ 23 Abs 1 

Satz 1 SGB II aF, jetzt § 24 Abs 1 Satz 1 SGB II; und § 28 Abs 1 Satz 2 SGB XII aF, jetzt § 27a 
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Abs 4 Satz 1 SGB XII), ohne dass in den genannten Vorschriften das Merkmal näher definiert 

wäre. In § 21 Abs 6 SGB II findet sich jedoch eine nicht abschließende Aufzählung ("insbeson-

dere") von Voraussetzungen (Deckung des Mehrbedarfs durch Zuwendungen Dritter oder Ein-

sparmöglichkeiten), bei deren Vorliegen die Unabweisbarkeit zu verneinen bzw zu bejahen ist.  

 

aa) Die Möglichkeit der Bedarfsdeckung durch Zuwendungen Dritter scheidet nach den Fest-

stellungen des LSG vorliegend aus.  

 

bb) Ebenso wenig liegen nach den Feststellungen des LSG Anhaltspunkte dafür vor, dass der 

Kläger Einsparmöglichkeiten hatte. Dies gilt zunächst für Einsparmöglichkeiten im engeren 

Sinne des Wortes, also für den Fall, dass der Kläger an den Bedarfen selbst sparen konnte. 

Solche Einsparmöglichkeiten müssten ausdrücklich festgestellt werden, ein Leistungsberech-

tigter muss die Möglichkeiten tatsächlich haben, also zB im Besitz einer Monatskarte sein. 

Hypothetische Einsparmöglichkeiten reichen insoweit nicht aus. Zu Recht hat das LSG in die-

sem Zusammenhang auch dem Ansinnen, der Kläger könne öffentliche Verkehrsmittel nutzen, 

eine Absage erteilt, denn allein durch die zusätzliche Fahrzeit würde sein ohnehin nur fünf Stun-

den dauerndes Umgangsrecht um eine weitere Stunde verkürzt, was angesichts der verfas-

sungsrechtlichen Absicherung dieses Rechts unzumutbar ist.  

 

cc) Die im Grundsatz gegebene Einsparmöglichkeit durch "Umschichtung", also einer Präfe-

renzentscheidung dahingehend, einen höheren Bedarf in einem Lebensbereich durch geringere 

Ausgaben in einem anderen auszugleichen (BT-Drucks 17/1465, S 6 und 8) scheidet vorliegend 

aus, denn dieser Gedanke kommt nur zum Tragen bei Bedarfen, die dem Grunde nach vom 

Regelbedarf umfasst sind, was aber gerade hinsichtlich des hier im Streit stehenden Mehr-

bedarfs nicht der Fall ist.  

 

dd) Ein Verweis auf den Ansparbetrag für notwendige Anschaffungen (§ 12 Abs 2 Nr 4 SGB II) 

kann nicht herangezogen werden, denn dieser dient nur dazu, einmalige Bedarfe abzufangen. 

Müsste dieser Ansparbetrag für laufende Aufwendungen abgezweigt werden, stünde er gerade 

als Ansparbetrag für notwendige Anschaffungen nicht mehr zur Verfügung. Ebenso ist auch das 

Bestreiten des Bedarfs durch ein Darlehen (§ 24 Abs 1 SGB II) ausgeschlossen, denn insofern 

ist aufgrund der Entscheidung des BVerfG (Urteil vom 9.2.2010 - 1 BvL 1/09, 3/09 und 

4/09 - BVerfGE 125, 175, 255 = SozR 4-4200 § 20 Nr 12 RdNr 208) davon auszugehen, dass 

nur einmalig auftretende "Bedarfsspitzen" über die Darlehensregelung erfasst werden können, 

sodass dies kein denkbarer Weg ist, um die laufend auftretenden Kosten für die Ausübung des 

Umgangsrechts abzufangen.  

 

ee) Der Kläger kann auch nicht zur Deckung seiner Kosten auf sein (geringfügiges) Einkommen 

verwiesen werden. Ohnehin führen die einen Freibetrag übersteigenden Einkommensanteile 

durch Berücksichtigung bei der Leistungsberechnung zu verminderten Leistungen. Die Frei-

beträge selbst müssen nicht für die Wahrnehmung des Umgangsrechts eingesetzt werden, weil 
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die vollständige Anrechnung von Erwerbseinkommen auf das Alg II zur Folge hätte, dass Ar-

beitslosen kein finanzieller Anreiz zur Arbeitsaufnahme verbliebe, was der gesetzlichen Funktion 

der Freibeträge bei Einkommen aus Erwerbstätigkeit zuwiderlaufen würde (vgl nur Behrend, in 

jurisPK-SGB II, 3. Aufl 2012, § 21 RdNr 89; S. Knickrehm/Hahn in Eicher, SGB II, 3. Aufl 2013, 

§ 21 RdNr 72). Dies findet seinen Niederschlag auch in den Durchführungshinweisen der Bun-

desagentur für Arbeit (BA) für die Anwendung des SGB II, in denen zu § 21 unter Ziff 6.2 Abs 5 

vermerkt ist, dass für den Fall, dass Erwerbseinkommen erzielt wird, dieses auch bei der Be-

rechnung von Leistungen für besondere laufende Bedarfe in Höhe des Erwerbstätigenfrei-

betrags nach § 11b Abs 3 SGB II außer Betracht zu bleiben hat.  

 

c) Das Merkmal der Erheblichkeit gemäß § 21 Abs 6 SGB II ist vorliegend ebenfalls erfüllt. Der 

Bedarf des Klägers zur Aufwendung der Fahrtkosten für die Ausübung des Umgangsrechts mit 

seiner Tochter weicht seiner Höhe nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf ab und 

unterfällt insofern nicht der speziellen Bagatellgrenze, die in § 21 Abs 6 SGB II selbst durch das 

Tatbestandsmerkmal "erheblich" festgelegt worden ist. Es handelt sich hier um einen unbe-

stimmten Rechtsbegriff, der in vollem Umfang überprüfbar ist. Erheblich ist nach der Systematik 

der Norm ein atypischer Bedarf dann, wenn er von einem durchschnittlichen Bedarf in nicht nur 

unbedeutendem wirtschaftlichen Umfang abweicht (vgl BSG Urteil vom 11.12.2007 - B 8/9b SO 

21/06 R - BSGE 99, 252 = SozR 4-3500 § 28 Nr 3, RdNr 28). Anknüpfungspunkt ist letztlich die 

genannte Entscheidung des BVerfG vom 9.2.2010 (1 BvL 1/09 ua - BVerfGE 125, 175 = SozR 

4-4200 § 20 Nr 12) und damit die Frage, ob das menschenwürdige Existenzminimum durch die 

Mehraufwendungen nicht mehr gewährleistet ist (vgl BT-Drucks 17/1465, S 8). Eine erhebliche 

Abweichung vom durchschnittlichen Bedarf ist vorliegend sowohl hinsichtlich der Regelleistung 

von damals 359 Euro insgesamt und des in der damaligen Regelleistung enthaltenen Betrags 

für Fahrtkosten von hochgerechnet gut 20 Euro zu bejahen, zumal in der letztgenannten Po-

sition die Ausgaben für Pkw nicht berücksichtigt wurden. Der Kläger musste zur Ausübung sei-

nes Umgangsrechts alle zwei Wochen je 17 km für zweimal eine Hin- und Rückfahrt zurück-

legen, sodass sich eine Gesamtkilometerzahl von 136 km ergibt. Selbst wenn nur eine Kilo-

meterpauschale von 20 Cent zugrunde gelegt wird, wie sie in § 5 Abs 1 BRKG ausgewiesen ist, 

ergibt sich ein Betrag von zumindest 27,20 Euro pro Monat. Da auch die 20 Cent nach dem 

BRKG eine gegriffene Größe sind, die nicht die tatsächlichen Kosten in vollem Umfang wider-

spiegeln, sind die zugesprochenen 27,20 Euro pro Monat unter dem Blickwinkel der Sicherung 

des Existenzminimums jedenfalls nicht zu hoch gegriffen.  

 

Eine Anknüpfung an § 6 Abs 1 Nr 3 Buchst b Arbeitslosengeld II-Verordnung (Alg II-V), wonach 

nur die Entfernungskilometer, also die einfache Strecke, maßgeblich sind, verbietet sich in 

Fällen wie dem vorliegenden. Die Alg II-V hat schon vom Ansatz her eine andere Zielrichtung, 

sie ist nicht maßgebend für den Bedarf, sondern regelt als Anreiz für die Aufnahme einer Be-

schäftigung lediglich, welche Beträge bei dem Leistungsberechtigten belassen und nicht bei der 

Leistungsberechnung berücksichtigt werden. Dass bei einem tatsächlich zu deckenden Bedarf 

neben der Alg II-V auch das BRKG herangezogen werden kann, hat das BSG bereits in ande-
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rem Zusammenhang entschieden (BSG Urteil vom 11.12.2012 - B 4 AS 27/12 R - SozR 4-4225 

§ 6 Nr 2 - "Spesen").  

 

5. Der Anspruch des Klägers scheitert auch nicht an einer - unabhängig von der Regelung des 

§ 21 Abs 6 SGB II bestehenden - allgemein gültigen Bagatellgrenze. Eine Rechtsgrundlage für 

die vom Beklagten vertretene allgemeine Bagatellgrenze in Höhe von 10 % der Regelleistung ist 

nicht zu erkennen.  

 

a) Zwar hat der erkennende Senat im Anschluss an eine Entscheidung des 7b-Senats (Urteil 

vom 7.11.2006 - B 7b AS 14/06 R - BSGE 97, 242 = SozR 4-4200 § 20 Nr 1, RdNr 25) mit Urteil 

vom 19.8.2010 (B 14 AS 13/10 R - SozR 4-3500 § 73 Nr 3 RdNr 20) bekräftigt, dass unter dem 

Prüfungsgesichtspunkt der Rechtfertigung des Einsatzes öffentlicher Mittel im Rahmen der Er-

messenserwägungen sowohl Kosten (für das Umgangsrecht) beschränkt werden können, als 

auch daraus gefolgert, dass zu geringe Kosten ggf einen Einsatz öffentlicher Mittel nicht mehr 

rechtfertigen. In dem damals zu entscheidenden Fall, in dem der Kläger zusätzliche Hygiene-

kosten auf 20,45 Euro monatlich beziffert hatte, hat der Senat jedenfalls ein Scheitern des Kla-

gebegehrens bereits unter dem Gesichtspunkt einer in der Rechtfertigung des Mitteleinsatzes 

enthaltenen "Bagatellgrenze" nicht gesehen.  

 

Anerkannt worden ist auch in der Rechtsprechung des BSG das gesetzgeberische Ziel, die Aus-

zahlung von Bagatellbeträgen zu vermeiden (BSG Urteil vom 12.7.2012 - B 14 AS 

35/12 R - BSGE 111, 234 = SozR 4-1500 § 54 Nr 28; Urteil vom 17.3.2009 - B 14 AS 

63/07 R - SozR 4-4200 § 11 Nr 21 RdNr 35). Dabei ist Ausgangspunkt allerdings, dass auch 

geringfügige Eingriffe in die Rechtsposition eines Leistungsberechtigten nicht grundsätzlich 

allein mit dem gesetzgeberischen Ziel der Verwaltungsvereinfachung abgewiesen werden kön-

nen. Es verbleibt danach aber selbst im Bereich existenzsichernder Leistungen ein "Bagatell-

bereich" dort, wo der Gesetzgeber nicht aus Gründen der Existenzsicherung des Einzelnen, 

sondern zur Vereinfachung verwaltungsinterner Abläufe (und damit letztlich zur Beschleunigung 

der Auszahlung existenzsichernder Leistungen) bei der Berechnung der Leistung (in dem ent-

sprechenden Fall ging es um die Regelungen zur "Rundung") entsprechende Regelungen er-

lässt. Dieser Entscheidung kann als Grenze aber lediglich entnommen werden, dass jedenfalls 

Leistungen im Centbereich unter eine Bagatellgrenze fallen würden.  

 

b) Mit einer Rundungsregelung, die maximal 49 Cent abrundet, ist aber eine Bagatellgrenze, die 

nach den Vorstellungen des Beklagten bei 10 % des Regelbedarfs liegen soll (vgl Durch-

führungshinweise der BA zu § 21 SGB II unter 6.2 Abs 3), also derzeit bei 39 Euro pro Monat, 

nicht vergleichbar. Eine solche Bagatellgrenze kann insbesondere nicht über die Regelung des 

im streitigen Zeitraum maßgeblichen § 23 Abs 1 SGB II in der bis zum 31.12.2010 gültigen Fas-

sung bzw nach § 42a SGB II neue Fassung (nF) begründet werden, wonach Rückzahlungs-

ansprüche aus Darlehen durch monatliche Aufrechnung in Höhe von 10 % des maßgeblichen 

Regelbedarfs getilgt werden können. Die genannten Regelungen passen schon im Ansatz nicht 
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auf die Fälle, in denen es um nicht erfüllten Mehrbedarf geht, denn bei einer Darlehensgewäh-

rung haben die Betroffenen zur Deckung von Bedarfen das Geld tatsächlich erhalten, das sie 

dann an das Jobcenter zurückzahlen müssen, und nur im Rahmen der Tilgung wird davon aus-

gegangen, dass in Anbetracht der Ansparkonzeption des Gesetzgebers eine vorübergehende 

monatliche Kürzung der Regelleistung (des Regelbedarfs) in Höhe von 10 % im Grundsatz nicht 

zu beanstanden ist (BVerfG Urteil vom 9.2.2010 - 1 BvL 1/09, 3/09 und 4/09 - BVerfGE 125, 175 

= SozR 4-4200 § 20 Nr 12 RdNr 150). Bei Annahme einer allgemeinen Bagatellgrenze würden 

dagegen Betroffenen Leistungen vorenthalten, obwohl sie einen Anspruch darauf haben. Im 

Übrigen sind die Grundsätze zur Rückzahlung von Darlehen auch deshalb nicht auf Fälle über-

tragbar, bei denen es um laufende, nicht nur einmalige Bedarfe geht, weil wiederkehrende Be-

darfe einer darlehensweisen Gewährung grundsätzlich nicht zugänglich sind (BSG Urteil vom 

26.5.2011 - B 14 AS 146/10 R - BSGE 108, 235 = SozR 4-4200 § 20 Nr 13 RdNr 20; vgl § 24 

SGB II nF; Blüggel in Eicher, SGB II, 3. Aufl 2013, § 24 RdNr 16). § 21 Abs 6 SGB II geht - wie 

aufgezeigt - bei seinen Tatbestandsmerkmalen (Einzelfall) davon aus, dass der Mehrbedarf 

abseits vom Regelbedarf des typischen SGB II-Empfängers entsteht, während die Darlehens-

regelungen Einzelfälle von Bedarfen umfassen, die im Regelbedarf enthalten sind und nur 

vorübergehend nicht gedeckt werden können.  

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG.  
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